Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/255 


Vorblatt 


Europäischer Agrarmarkt 

(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Problem 

1. Der Gemeinsame Agrarmarkt in der EWG kann nur funk- 
tionieren, wenn eine einheitliche Währungs- und Wirt- 
schaftspolitik in der EWG zustande kommt. 

2. Die deutsche Landwirtschaft braucht nach dem Auslaufen 
der Übergangsmaßnahmen am 31. Dezember 1969 einen Aus- 
gleich für die Einkommensverluste infolge der DM-Auf- 
wertung. 

B. Lösung 

Zu 1. 

Auf der Haager EWG-Gipfelkonferenz wurde die endgültige 
Finanzregelung der gemeinschaftlichen Agrarpolitik bis Ende 
des Jahres 1969 und die Ausarbeitung eines Stufenplanes für 
die Errichtung einer Währungs- und Wirtschaftsunion im Laufe 
des Jahres 1970 beschlossen. 

Zu 2. 

Das am 10. Dezember 1969 verabschiedete Aufwertungsgesetz 
— Drucksache VT/ 56 — stellt den Ausgleich der Einkommens- 
verluste der deutschen Landwirtschaft infolge der DM-Auf- 
wertung weitgehend sicher. 


C. Alternativen 

entfällt 


D. Kosten 

entfällt 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/255 


Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/63 — 
betr. europäischer Agrarmarkt 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Beermann 


Der Antrag wurde vom Deutschen Bundestag in 
seiner 11. Sitzung am 13. November 1969 an den 
Auswärtigen Ausschuß als federführenden Ausschuß 
und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten als mitberatenden Ausschuß überwie- 
sen. 

Nummer 1 des Antrages der Fraktion der CDU/ 
CSU wurde vom mitberatenden Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten in der Sitzung 
vom 27. November 1969 einmütig gebilligt (6. Wahl- 
periode, 9. Ausschuß, Protokoll Nr. 2, S. 13). 

Inzwischen hat der Bundeskanzler nach dem Ab- 
schluß der Gipfelkonferenz der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft im Haag in der 16. Sitzung des 
Deutschen Bundestag am 3. Dezember 1969 den 
Beschluß der EWG-Partner mitgeteilt, „die end- 
gültige Finanzregelung der gemeinsamen Agrar- 
politik bis. zum Ende des Jahres festzulegen" (Pro- 
tokoll der 16. Sitzung, S. 592 A, 6. Wahlperiode). 
Dieser Vereinbarung entspricht die vom Rat der 
Europäischen Gemeinschaft erlassene Verordnung 
vom 3. Dezember 1969 über die auf dem Agrar- 
sektor infolge der Aufwertung der Deutschen Mark 
zu treffenden Maßnahmen. 

Weiterhin hat der Bundeskanzler in der 16. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages auf den Beschluß 
der EWG-Partner hingewiesen, daß „der Rat in 


enger Zusammenarbeit mit der Kommission im Laufe 
des Jahres 1970 einen Stufenplan für die Errichtung 
der Wirtschafts- und Währungs-Union ausarbeiten" 
solle (Protokoll der 16. Sitzung, S. 592, 6. Wahl- 
periode). 

Dem Ersuchen der Antragsteller ist damit seitens 
der Bundesregierung entsprochen. 

Nummer 2 des Antrages wurde vom mitberaten- 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in der Sitzung vom 27. November 1969 mit 
Stimmenmehrheit abgelehnt (6. Wahlperiode, 9. Aus- 
schuß, Protokoll Nr. 2, S. 13). 

Die von der Bundesregierung angestrebte, für die 
deutsche Landwirtschaft günstigste Regelung zum 
Ausgleich von nach der Aufwertung der Deutschen 
Mark eintretenden Einkommensverlusten, nämlich 
durch Grenzausgleichsmaßnahmen, konnte bei den 
EWG-Partnern nicht durchgesetzt werden. Statt des- 
sen wurde mit dem Gesetz über einen Ausgleich für 
die Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark 
auf dem Gebiet der Landwirtschaft — Drucksache 
VI/56 — der Ausgleich für infolge der Aufwertung 
eintretende Einkommensverluste der deutschen 
Landwirtschaft am 1. Januar 1970 weitgehend sicher- 
gestellt. 

Eine weitere Fristverlängerung für Ubergangs- 
maßnahmen erübrigt sich daher. 


Bonn, den 20. Januar 1970 


Dr. Beermann 

Berichterstatter 
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Drucksache VI/255 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sache VI/63 — angesichts der Beschlüsse der Euro- 
päischen Gipfelkonferenz im Haag und des am 
10. Dezember 1969 verabschiedeten Aufwertungs- 
gesetzes für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 20. Januar 1970 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder (Düsseldorf) Dr. Beermann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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